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Betrifft: Veröffentlichung des offiziellen Jugendkalenders der Europäischen Union: Verstoß 
gegen den Grundsatz der Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

Die Europäische Kommission hat vor Kurzem über 3 Mio. Exemplare eines europäischen Kalenders 
herstellen lassen, der 51 Seiten mit Informationen über die Europäische Union enthält. Der Kalender 
ist ein Geschenk der Kommission an die Schüler und wurde an über 21 000 Schulen verteilt. Für 
seine Herstellung wurden etwa 5 Mio. EUR ausgegeben.

In diesem Kalender sind die wichtigsten religiösen Feiertage aufgeführt. Er enthält Feiertage der 
Muslime, Hindus, Sikhs, Juden und Chinesen, weitere, nicht religiöse Feiertage wie den Europatag 
sowie andere wichtige Jahrestage der Europäischen Union, während die christlichen Feiertage – 
selbst der Weihnachtsfeiertag – keine Erwähnung finden, obwohl das Christentum die Religion ist, zu 
der sich die Mehrheit der Europäer bekennt. Besonders in Anbetracht der fortwährenden Meldungen 
über Verfolgungen und Ghettoisierung oder über Anschläge auf Christen in aller Welt muss die 
Europäische Union stärkeres Augenmerk auf die Achtung der Religionsfreiheit ihrer Bürger – ein 
Grundprinzip jedes demokratischen Systems – und auf die Anerkennung der entsprechenden 
Feiertage richten.

Zudem hat der Pressedienst der Kommission am 12. Januar 2011 erklärt, dass keinesfalls die Absicht 
bestehe, die bereits verteilten Exemplare zurückzurufen.

Die Kommission wird deshalb um Beantwortung folgender Fragen gebeten:

1. Aus welchem Grund hat sie nicht die Absicht, die bereits verteilten Exemplare zurückzurufen?

2. Ist sie nicht der Ansicht, dass dieser Schülerkalender vom Inhalt her gegen Artikel 10, 
21 und 22 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verstößt , in denen die 
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Religionsfreiheit, die Nichtdiskriminierung aus Gründen der Religion sowie die Achtung der 
Vielfalt der Kulturen und der Religionen durch die Union verankert sind?

3. Welche objektiven Kriterien wurden bei der Erstellung des fraglichen Kalenders berücksichtigt?

4. Beabsichtigt sie, künftig die Inhalte dieser Kalender zu überprüfen und die Verantwortung dafür 
zu übernehmen, dass sie mit den Werten und den Grundrechten der Europäischen Union in 
Einklang stehen?


